
Protoko11 
tber die Sffeatlioke Sitzung dea Landtsgea vom 14oNovember 1933 

lache age 2 Uhr. 

Anweeeng eämtliohe Ageordnete mit Ausnahme den wegen Krankheit 

verhinderten Abgeordnxten Ludw0Oepelt, Vadu3o 

$egieru. ngsvertreter s Reg. ChefoDr*Hoop 

8ohriftfUhrer Gasener 

Tr aktsºýdurät- 

le Peneionageeuok Reis* MeieraVaduzo 

Prkeidents *oh begrüaee die Herren zur bifentliokes Sitzung. 
4 

Und gehen zur Tagesordnung übel'o 

Polizei Meier bezog eine Pension nach üblicher Bemessung von 

Preol48ooNaoh den üblichen AneLtzen würde Wtw. Meier ein Dritm 

tel diesen Betrages weiterhin zustehex. Dieselbe ersucht nun 

i@Otützt auf ihre Mittellosigkeit um eine erhöhte Zulage von 

Przo? o monatlichoDie Pinanzkommieeion beantragt ihnen�in Er. 

gelung einer gesetzlichen Grundlage und wegen der zu gewgrtia 

ge39den 8oneequenzen�Abweiauug das ]Brauchen e und Ausrichtung 

des Pensionsgehaltes nach den bisher pblichen Ansätzen. 

Dieser Antrag der P. Bo wird vom Landtage einstimmig 

angenommen0 

29 Gegenseitigkeit in der Arbeitsloeentl*teratützung Lieoh. 

taaetýix ý Sahwaia". 

Prýideýtt_ Dieser Funkt war echoe froher einmal Gegensund 

einer Beratung im Landtageoldan hat seither mit der Schweiz verhaz+ 

delt0Ee besteht aber noch eine grundeatzliahe Differenz, Sohwei. 

$eriecheraeite wird das Sietem der Versioherung, wahrend liechw 

teaetei*ischeraeit" das Sistem der Unterstützung vorgeaohla«ex 

wird. Dieser Weg wurde vom Landtag seinerseits vorbezeiohnet 

und es hat sich nunmehr sereelbe wieder mit dieser Stellung. 

nahme der Schweiz zu bcfaneea. 

Beg. (lhef: Iah habe nicht mehr viel beizufügen. Ee handelt eich 

nunmehr darumaob die Voreahit. ge der Schweiz akzeptiert werden 

und mit den aohweizeriaaheroeita gemachten ErgUnzungen einer. 

etanden erklLren. Wenn wir dienen Abkommen mit der Schweiz ab. 
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eohlieesea, so werden die in der Schweiz niedergelassenen Liech- 

tensteiner in den Genuas der Arbeitslosenvereioherung gelengenoW 

Wir unsererseits würden natirlich auch die Verpflichtung der Ver` 

eicherung gegen Arbeitslosigkeit übernehmen/ gegenüber den hier 

wohnhaften Schweizer BürgerneWährend 9o Tagen müsste ihnen XM 

unabhängig davon, ob der Arbeit*loee itch in bedrängter Lage be- 

findet, eine Unterstützung gegeben werdenesofera wir ihnen nicht 

eine angemessene Arbeit zuhalten können. Das geht natürlich weit 

über das hinaua, wae wir den lieoht, Arbeitelosen bieten könneae 

Die. psaktieohe Auswirkung würde eher zu Gunaten Lieohtenatein 

sprechen, 

&raeident: Selbatverständlio h sind die Konsequenzen nicht darin 

zu fürohten, daas Liechtenstein den kürzeren ziehen würde sondern 

vielmehr, dass der lieobt. Arbeitelose mit dem gleichen Anspruch 

kommen würde, wie ihn der schweizer genieaet. Dies vermag aber 

das Land in seiner heutigen finanziellen Lage nicht zu tragen 

88 wurde sicher zu Unstimmigkeiten führen, 

Der Landtag beschneist sodann, dea erstmals S. faasten Beschluss 

aufrecht zusrbaltea, aämlich, dass Liechtenstein beim Sietem der 

Unterstützung bleibe und dass auf dieser Grundlage nochmals 

mit den Schweizer Behörden verhandelt werde. Die Sohwei$ hinge. 

gen möchte die dort niedergelassenen Lisohtenateine r in die Ar. 

beitaloaenveraioherung einbeziehend 

3. Abänderung der Vormundaoh tevorachriften. 

Reg. ehet: En handelt sich hier lediglich um eine Mitteilung auf 

Grund einer eeinerseit vom Abg. Vogt gemkohten Anregung, ea sollten 

die Vormunds haftevorsohriften dahin abgeändert werden, dase ein 

Verschwender oder derglo leichter unter Vormundsoln. ft gesetzt 

werden könnepale biaher. Wir haben das Landgericht zu einer Aeue« 

serung eingeladen. Daaselbe findet es nicht für notwendig, da nach 

§ lb des Sohluastitele zum P-G. R- jede mündige Person unter vor.., 

mundeoheft gehöre, die durch Versohwendung9Trunkeuoht, gewohnheits. 

mässigem Misabrauoh von Nervengiften-lasterhaften rhaften Lebenswandel 

oder durch die Art und Weise ihrer Vermögensverwaltung sich Ader 
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ihre Familie der Gefahr einen Notstandes oder der Verarmung 

anesetzteWenn eine Bevormundung nicht zustandekommt, liegt das 

nicht in den gesetzlichen Best mmungen, aondern grSestenteii* 

könne sich die Familie oder die 'eme, irde, welohe beide allein 

befugt eind, die Kuratel zu beantragen, nioht entschliessen, 

Antrag auf Bevormundung zu stellen. Damit dürfte der Abg. eich zu 

frieden geben. 

Po t: Ich mtSohte aber eire straffere Handhabung den $ 15 des 

Schlusstiteln zum PGR anregen. Wenn diese Beati«mungen straffer 

durohgeführt werdxnwird es auch genügen. 

4. Wahl des Sparkaeeeyerwaltungeratese 

Präsident: Im Junis d, J. ist die gesetzmässige Frist abgelaufen. 

1 Ersatzmitglied ist durch Tot abgegangen. Der Verwaltungsrat möoh 

to die Wahl nicht hinaucgeachoben habenoDie Saobe ist in der Kon- 

f ez'enz vorbesproo hen worden und wir schreiten zur Wahlach möoh» 

to der Einfachheit halber empfehlen, zueret die S ordentlidten 

Mitglieder und- in der 2. Wahl die 2 Ersatzmitglieder zu wählen. 

DreBe cks Ich glaube, dass es in einen Wahl~ gemacht werden 

könnten 

PräsidentzXoh sehe eine Beeinträchtigung der Wahlen und ich möoh- 
. r. 

te doch die kurze Zeit, hiefür opfern. 

Ergebnis der Wahl: Abgebebeae Stimmen 14. Hievon entfallen auf 

Rat Ospelt Joaef., Vsduz 13 Stimmen 
Walser Fritz, Sohaax 13 " 
Prick Josef, Mäle zur Traube 12 St. 
Bühler Oawald, Mauren lo 
Büchel Felix 8 

welche als, gewählt erscheinenolerner erhiiiten Stimmen 

3ohb. dler Eugen9Nendelx 1 Stimme 
Büohel Wilhelm camp rin 2 Stimmen 
Emil BUohel' 1" 

1ýer+ 1 n 

loh bitte den Herrn Heh. C7jef, diee den Herren mitteilen zu 

wollenoNun gehen wir zur Wahl der 2 Ereatzmi$glieder. 

Irgebnie der Wahl: Abgegebene Stimmen 14, wovon entfallen auf 

Bugen Soh. dler, Zlendeln 14 Stimmen 
JosefGassner, Trieeenberg 13,13 " 

Damit sind sie gewählt und es wolle ihnen bekanntgegeben werdend 
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beBeitritt zur Internationalen Hilfekommiesios. 

$räsident" Im Juli d. heurigen Jahree wurde der flegIerung dar 

erste Bericht der Internation. Hilfskonvention zugestellt mit 

der Tinledung, dieser beizutretes0Der Landtag hat den Beitritt in 

einer froheren Sitzung abgelebntoDie Mitgliedschaft würde für 

unser Land voranesidhtlioh jährlich eine Beitrageleietung von 

? 're. 700 auapaaohen�Die Finanzkommission hat in Anbetracht der 

besonderen/finanziellen Lage dee Landes beantragt, vorlgufig den 

Beitritt hinauazueohis bea,, aleo nicht beizutreten. 

Diesem Antrag stimmt der 19ndtag einstimmig zu. 

6. Brsa. tzwahl in dcn landeseohulrato 

4rgeidFnt: 
__ 

Duroh dý n Tod des yandesphysikus Dr. Batliner ist 

diese Stelle frei gewordene laut Sohulgesetz ist Dr. Batliner 

freigewähltes Mitglied des Unterlandes gewesen. Ee wurde also 

für dienen Pall für daß Unterland eine Ereutzwahl ets, ttfinden, 

Die Saahe ist bereits in der Konferenz vorbeaproohen und wir 

können zur Wahl schreit en, Iah möchte diese Ge» 

legenheit noch benützex�dem verstorbenen Mitglied den beaonderen 

Dank auazuapreohea fier die geleistete Arbeit und die zerren Ab- 

geordneten ereuchea, iLa Gedächtnis des Verstorbenen sieh von den 

Sitzen zu erhobene 

Ergebnis der Wahl: Abgegebene Stimmen 14. Hievon entfallen auf 

brans Hoop, Ortsvorateher und Abg. Ruggell 12 Stim. 

Ich nekke az, dasa er diese auf ihn gefallene Wahl annimmt uni 

bitte, im Interesse der Schule, sein Bestes dazu beizutragen* 

7. Exportprämien für Vieh* 

11r*äsideat: Einzelne der Rerren Abgeordneten waren bei den Be. 

aPreobungen der Kommiesionssitsungea dabei, andeeseeita waren 

eis in der Bauernvereineveraammlung zugegen, Be handelt sich 

hier um Öle Gewährung eines Kredites für die Belebung den Viebw 

handele. Be soll der darniederliegende Handel dadurch etwas auf- 

gepeitscht werdeaoDer Bauernverein hat den Antrag auf Auszeh» 

lung einer Subvention zur Förderung des Viehhandels gestellte 
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Es wurde eine kleine Aktion beschlossen und im Verordnungswege 

das Nötige vorgekehrt. Die ganze Aktion würde einen Kredit von 

etwa rund 10 rs, 12., ooo beanmpruchen. Nimmt weiter niemand Stellung 

zur Sache. 

Volt-. Für die Viehinspektoren sollte die Sacl klarer gest. elltt 

werden. Eine Kontrolle kann nicht stattf inden. Der Zwischenhändler 

sollte sich nicht ale Eigentümer eintragen. 

Na entspinnt sich dann eine rege Debatte über allerlei Boden- 

ken, die aber letzten Endes zerstreut werden. 

Nachdem noch ausdrücklich festgestellt worden ist, daae diese 

Aktion nicht eine Subvention für, die Bauerä, eondern eine Prämie 

zur Belebung des Viehhandele aei, beaohliesat der Landtag einstim. 

mig die Gewährung des für diese Aktion notwendigen Kredites. 

8. Geaetz über Erwerbung und Verlust der ldeohtenstei- 

niachen Staatsbiirgereahafto 

b'aeident: Na ist do-n herren Bageordneten bekannt, daes im 

Verlaufe dieses Jahres dies und jenes vorgekommen ist und dass 

sich die Ausländische Presse in einer dem Land. sehr abträgli- 

chen Weise mit dem lieoht. Einbürgrerungaeiatem befasst hat. Die 

Erwerbung des liecht. Staatsbürgerrechtes ist in diesem Jahre mehr 

und häufiger vorgekommen als in früheren JahrenoEs war dies auch 

die Veraniassung, dass dieses neue Gesetz geeh affen wurde. Ioh 

lese das Gesetz in seinem Wo*tlaute vor uz es wird nachher Ge- 

legenheit geboten werden, zu d fn einzelnen Punkten Stellung zu 

nehmen. 

Nach durohgeührter Lesung geht der Präsident zur zweiten 

Lesung über, 

Dr, Beok; beantragt, aneta tt den Wortes Staat das Wort"Land " 

in dae Gesetz aufzunehmenewaa seltene der Abgeordneten gebilligt 

wird0Diese Neubezeiohnung gilt jedoch nur do rt, wo der liechten- 

eteinisohe Staat 11 Gesetze gemeint ist. 

Zn ä4 beantragt Dr. Beck, das Wort '" einwandfrei in der letz'te'n 

Zeile zu atreichen, da es keine Bedeutung habe. Deegleiehen be anb 

tragt Beg. Chdf 
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Ii 

tragt Reg. Chef in Art. 4 Abe. 2 lit. für das Wort " dadurohh 

die Worte " durch die nachfolgende Ehe" einzusetzen. 

In Art, 6 wird im Absatz o) der letzte Satz " gegen Verfolgung 

im Pelle gemeinen Verbrechens" E t$I( Auf Anregung Dr. Beokte 

gestrichen pda sonst die eigenen Behörden in eine Zwickmühle ge- 

bracht würden* 
soll 

In Art. 7 Abe. o) UM das Wort ( giltig) auf Anregung Dr. Beokt'e 

gestrichen$ werdeu, we. il bedEutungeloe. Ee WU 

19ist jedoch die mehrheitliche Ansicht des yandtagea, einen 

giltigen 4eisepaas doch als »bdingung zu machen uth das Wort 

" giltig" soll beibehalten werden. 

In Arto7 und 9 wird auf Antrag Dr. Beokte für die Worte " gehö- 

rig beglaubigte Yollmaoht" das Wort " amtlioh beglaubigt" ein- 

gesetzte 

In ß 11 erachtet es Be4Chef für angezeigt, darüber zu die. 

kutierenain wie weit man die Beziehungen des Bewerbers zu seinem 

bisherigen Staate prüfen soll. 

Pr&aideiat spricht sich für die vorliegende Form aua, da bei einer 

genauen Festlegung es für den einen Fall vielleicht zuviel und 

fair einen anderen Fall wieder eine unnötige Bindung bedeute. 

In 3 12 wird der letzte Abeatzýfolgendermaaaen formuliert: 

.... dem das Becht der Verleihung 

ausser in Fällen des ß 18 auaaohliesalich vorbehalten ist. 

Präaident: maoht darauf aufinerkeam, daae die Bestimmungen des 

Art. 15 denen den Art. 12 widerspreohenoArt. 12 sehe d*a aus. 

sohliessliciý Verleihungsrecht durch den Fürsten vor, währeud 

in Art. 15 bei Wiedereinbiiregungen, die gemeinde im Sinverstindnie 

mit der Regierung die Wiederaufnahme in dem Landeebürgerverband 

vornehmes Ich bin der Ansicht, dass auch bei Wiedereinbiirgerungeu 

der normale W. g, wie ihn Arte? vorzeiohnet, gegangen werden soll, 

In ä 14 wird auf Antrag des #geg. Chef das Recht der Abnahme des 

Landeebürgereidie auch auf eikene von der Regierung hiesu be- 

vollmächtigte Ametstellen ausgedehnt, so dass dann der Art, 14 

lautet: Die Abnahme des 8andeebürgereidea nach erfolgter Vor- 
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leihung des Landesbttrgerreahtee obliegt der fürstliiegierung 

oder einer von ihr besondere bevollmhehtigten Ametstelle, etz, 

In Art, 13 gehen die Meinungen bezgl Ausschaltung dee Neubiirgere 

vom Nutzen dee Aemeindeboddne sehr auseinander. Es kommt letzt- 

endlich zur Abstimmung tiber folgende Vorschläge: 

1. Voreohlag der Finanzkomrniesion, wie er i;: i Entwurf ist 
.. & Präsident beeandere 

2. Vorechlag Dr. Beok er autet: Anepriiohe auT 

Biirgeraut sungea. 

3. Vor$ohlag ]UM Elkuoh: : Anspruch auß Nutzungen und 
M 

Erlös aus gemeindegut. 

Der Antrig Elkuoha wird angenommexo 

In Artoll wird auf Antrag Dr. $eokte der letzte Absatz des Ent 

Wurfes duroh folgenden Erretzt: " Es sind die §§ 7 lit. a, bis und 

mit S und Arto13 entapreohend anzuwenden, sa dass also auch die 

Wiedereingebtirgerteg von den Nutzungen und dem Erlös aua Ge- 

meindegut ausgeeohlossen sind0 

Dr*___ Beok: Iah möchte die llegierunq einladen, une ein Qemeindeu. 

gesetz vorzulegea�dae die Trennung der politischen und der Bür. 

gergemeinde vorsieht. Ea wäre dann vieles klarer und auch die Tex- 

tierung in anderen aeAetzen viel leiaktero 

$lkuoh: 
__ stellt den Antrag0dasa die Einbttrgerungegeeuohe nicht 

im öffentlichen Landtag sondern nur im Zonferenzzicarner behandelt 

werden sollen und dass dies im Gesetze genau umschrieben wird, 

Die Abstimmung ergibt 2 Stimmen für diesen Antrag, womit er 

fällt. 

Präsident stellt den AntraggArt. lb, der ein Widerepruoh zu 

Art. 12 sei9eo abzuändern, dass lediglich nur die "unentgeltliohe 

Aufnahme" zum Gegenstande genommen werdeeIn der bestehenden, Faew 

sung wei es ein krasser Widerspruch zu Art. 12e 

Diener Antrag füllt, da eich lo Abgeordnete für Befassung 

in dieser Porm aueepreohene 

Dr. Beok; Es sollte eine Bestimmung aufgenommen werden, dase bei 

freiwilligem Verzicht eines Landesbürgers auf das Bürgerrecht 
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die Kinder desselben auf Verlanggn lieoht.?. arideebtirger bleiben 

könnenoDer Vater muss manchmal aul beruflichen 4ründen auf das 

lieoht. Btirgerreoht verzichten und sollten denn doch seine Kin- 

der diese Begünstigung habene 

Präsident: weist jedoch darauf hin, dase §15 leichte Wiederein'. 

bürgerungebedingungen vorsehe und es tit die Intention aller 

an diesem Gesetze mitberatenden Körpersohaften, mögliohat fern 

zu halten, waa geht. 

Die Abstimmung fiber den Antrag Dr. Beak ergibt keine Stimme 

d aßiir o 

Elkuah regt eine Befristung der Giltigkeitedpuer der 4eimat- 

scheine an. Be wird ihm bedeute 
,, ýdess eine beztigliohe Vorlage be« 

reite ausgearbeitet sei. 

Dr-, Book: Warum soll dieses Gesetz dringlich erklärt werden Y 

Präsident: klärt aufdsee einzelne 'emeinden bezw. BÜrgerreohta- 

Werber darauf drängen. Ioh lebe jedoch kein Notwendigkeit, daaa 

es dringlich erklärt wird0Auoh Abg. Risoh Prd. vertrfxtt diese An- 

'eioht, dafman dem Volke Gelegenheit geben müsse, zur Sache Stel_ 

lung zu nehmen. 

Elkuoh spricht für dringliche Erklärung 

Reg., Cbef: Wir legen keinen Wert darauf, dae Gesetz dringlich zu 

erkl . ren. Es ist wohl ein dringender Fall in Sohellenbe rg. 

Ich würdei es für einen Soht5nheitsfebler des Gesetzes ansehen, w 

wenn die DringliohkeitekIieel angehngt winde 

Die aringliohkeitsklausel wird mehrheitlich abgelehnt und dae 

Geeetz mit den vorgenommenen Aenderungen einstimmig beschlossen, 

9. Reohteagenteaterif e 

Präsident: ich kann mich beziehen auf die Vorebeeprecbung tä 

Konferenzzimmer. Ee sind nagen laut geworden wegen den zu hohen 

Kosten beildiM Betreibungen. Nun ist Man der Meinung man könnte 

vorläufig diesen Klagen abhelfen, dass man die Tarife herunter- 

setzt und eine Gesetzeaanderung vorläufig noch vermeidet. Dieser 

Vorschlag wurde auch seitens des Landgerichtes gemaohtoDie . An. 

Sätze würden um 3o % reduziert. Ferner Wurde auch der Tarif der 
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Reohteanwälte auf die gleiche stufe IIiülý)ii[älý]iY der Reohteagenw 

ten aurüokgeeohraubtöloil glaube, der Landtag sollte grundsäta- 

liah hier suetimment. Eine gesetzliche Regelung kann epäter erfol- 

gen, dies hätte ner vorübergehend zu gelten und es wäre glaublich 

den WUnsohen vieler Rechnung getragen� 

Vogt: Es sollte ein Beschluss gefasst werden, daaa die Eintrat- 

bung von Beträgen bis zu 2w3oo Pr. überhaupt nicht dem Agenten 

ü ergeben werden darf. 

Reg-Chef: Man kann den Parteien nicht verbieten, sioh eines An- 

walten oder "eohtsagenten zu bedienen. Man könnte lediglich dem 

Land*eriohte verbiete*QKo sten zu liequidieren. 

Vogt So soll doch einer, der einen Agenten beanepruoht, ihn aei» 

bar bezahlen, 

Riaoh: Perdi: lob würde zur Abstimmung schreiten. Ein umfassen- 

des Gesetz kann dann später geschaffen werden, 

Es wird sodann über den Antrag der Pinanzkommiaaton abgeetimmt, 

der die Annahme des vorgelegten erm . seigten Tarifen beantragt. 

Der Landtag besohlieset einstimmig diese vorläufige Begelu . 

lo. Liguiedierung der Kr onenbeatände, 

Prt&aident: Der Landtag beaohloaa die Liquidierung des Kronen- 

beetandee auf Grund der vorhandenen Werte. Zur Durchführung der 

Liquidierung ist ee nötig, den Termin festzusetzen und zu ver- 

öffentliohen. Vom Landgeriohte wird im Sinne einer Vereinfachung 

der Durchführung vorgeschlagen, eAmtliohe auf Kronen lautende 

Sparks, seebüohlein auszuschreiben und eventuell nach einer be. ' 

stimmten Zeit die bis dahin nicht eingelen Sparkassebüahlein 

wertlos zu erklärenoDer Antrag der Finanzkommission geht dahin, 

es möchte der vom Landgeriohte vorgeschlagene Modus zum Be. 

echluss erhoben werden. 

Riech Verdi: Ich möchte beantragen, daaa diese Sache beschleunigt 

wirdoUeberall wird man gefragt, 

Präsident klärt auf, dase ca. l'6 % umgewertet werden bezw. die Um» 

Wertung auamaohe0 

Der Landtag beschliesst sodann einatimmig9die Durchführung 
so IMM voraunehmea o So1ue ed ehrjBit ýuug um 6 1/4. Uhr. 

`ý,, f 
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